
sonstiger Gläubiger des Bauern pfändet im Januar 1951 
der VVEAB gegenüber die Erlöse der Ernte 1951. Das 
Konto des Bauern bei der Genossenschaft weist in die­
sem Augenblick weder Guthaben noch Schulden auf. 
Der Bauer muß in Zukunft hei der Genossenschaft Kre­
dit aufnehmen. Erst jetzt hat diese also Veranlassung) 
sich eine Früchtepfandrechtserklärung oder einen Ab- 
emtungs- und Früchteübereignungsvertrag mit Abtre­
tungsklausel unterschreiben zu lassen. Die Abtretungs­
erklärung liegt also zeitlich nach der Pfändung. Erachtet 
man beide grundsätzlich als gleich wirksam, so würde 
die Genossenschaft für ihre später gegebenen Kredite 
n a c h  dem Pfändungspfandgläubiger rangieren. Gewiß 
läßt sich dieses Ergebnis auch — wenigstens teilweise 
— unter anderen Gesichtspunkten bestreiten. Man wird 
es insbesondere bestreiten können für Erlöse aus Früch­
ten, die dem gesetzlichen Früchtepfandrecht unter­
lagen. Grundsätzlich versagt aber das gesetzliche 
Früchtepfandrecht in dem Augenblick, in dem die 
Früchte an die VVEAB abge’iefert sind. Die Vorschriften 
über die vorherige Geltendmachung des Früchtepfand- 
reehtes durch abgesonderte Lagerung usw. werden prak­
tisch heute nur selten angewandt, weil sie die beschleu­
nigte Ablieferung zu stark hemmen. Man könnte nun 
sagen, daß die spätere Abtretung der Fruchterlöse an 
die Genossenschaft deshalb vor dem Pfändungspfand- 
gläub'iger rangieren müßte, weil die Genossenschaft bis 
zur Ablieferung der Erzeugnisse das Recht hätte (ge­
gebenenfalls gehabt hätte), die Früchte auszusondern 
und gewissermaßen selbst abzuliefern. Man müßte wohl 
zu einer solchen Konstruktion greifen, wenn es keine 
bessere gäbe, die zum gleichen Ergebnis führt. Diese 
bessere Lösung muß aber auch deshalb gefunden wer­
den, weil die Früchtepfandrechtskredite nur einen Teil 
der Kredite ausmachen, die die Genossenschaften zur 
Durchführung der Ernte zu geben pflegen und geben 
müssen. Der größte Teil der sonstigen Kredite wird 
durch einen Aberntungs- und Früchteübereignungsver­
trag gesichert. Gewiß ließe sich auch hier eine Kon­
struktion finden, die auf ein Vorrecht der Genossen­
schaft hinausliefe. Man könnte etwa sagen, daß nach 
dem Abemtungsvertrag die Genossenschaft grundsätz­
lich selbst erntet und Eigentümer der Früchte wird und 
deshalb doch auch bis zur Ernte befugt sein müsse, über 
die Erlöse zu verfügen. Doch bleiben alle solche Kon­
struktionen eben Konstruktionen und sind keine Lö­
sungen.

Es kommt hinzu, daß die Erlöse aus Viehverkäufen 
im Regelfälle nicht von der Genossenschaft bevor­
schußt sind. Hinsichtlich solcher Erlöse haben sich die 
Genossenschaften bisher keine Abtretungserklärungen 
geben lassen. Es ist aber im Interesse der Lösung des 
Problems des bäuerlichen Vollstreckungsschutzes, wie 
insbesondere im Interesse des Rückflusses der ja im 
Grunde von der Allgemeinheit gegebenen und von der 
Genossenschaft nur verwalteten Mittel, dringend er­
wünscht, daß auch diese Erlöse dem laufenden Konto 
des Bauern bei der Genossenschaft voll zugutekommen, 
ohne durch Pfändungen geschmälert zu werden. Läßt 
man die Pfändung künftiger Forderungen gegenüber 
der VVEAB im weitestenUmfange zu, so werden sich die 
Genossenschaften im Sinne der Richtlinien für die kurz­
fristigen Kredite veranlaßt sehen, sich auch die künf­
tigen Vieherlöse weitgehend im voraus abtreten zu 
lassen, da nach dem Zweck der Richtlinien die Saison­
kredite an die Landwirtschaft unangreifbar gesichert 
werden sollen.

Unter diesen Umständen scheint gegen die hier emp­
fohlene strenge Auffassung nur noch der allgemeine Ge­
sichtspunkt zu sprechen, daß es ungerechtfertigt er­
scheine, an die Pfändbarkeit künftiger Ansprüche stren­
gere Anforderungen als an ihre Abtretbarkeit zu stel­
len. Mir will scheinen, daß gerade das Durchdenken des 
hier erörterten konkreten Problems ein solches Argu­
ment formalistisch erscheinen läßt. Im vorliegenden 
Falle steht der Abtretungsempfänger dem abgetretenen 
Erlös eben doch von vornherein sehr viel näher als 
jeder beliebige Pfändungspfandgläubiger. Das aber 
wird auch bei anderen Abtretungen die Regel sein. Der 
Abtretende wird im allgemeinen nur dann zu einer Ab­
tretung bereit sein, wenn er anerkennen muß, daß der

Abtretungsempfänger ein Recht auf bevorzugte Befrie­
digung aus dem Forderungserlös hat. Außerdem wird 
durch die Abtretung, die ja normalerweise dem Dritt­
schuldner mitgeteilt wird, auch dann eine Art Rechts­
beziehung zwischen dem künftigen Drittschuldner und 
seinem Gläubiger geschaffen, wenn vorher eine solche 
nicht bestand. Dem Pfändungsakt eine gleiche Wirkung 
beizulegen, erscheint sehr viel weniger angebracht. Es 
ist deshalb die Auffassung zu billigen, daß eine Pfändung 
künftiger Forderungen nur dort möglich ist, wo schon 
konkrete Rechtsbeziehungen bestehen.

Wenn wiederholt von einem dringenden Interesse der 
Genossenschaft gesprochen wurde, so mag dazu noch 
ein Wort gesagt werden. Wir leben nicht mehr in einem 
kapitalistischen Staate. Die Mittel, die unser Banken­
apparat dem Kreditsuchenden zur Verfügung stellt, 
stammen von der Allgemeinheit und müssen wieder 
an die Allgemeinheit zurückfließen. Wenn eine Bank 
oder eine Genossenschaft sich ausreichend sichert, so tut 
sie damit nur das, was die Allgemeinheit von ihr ver­
langt und was die maßgeblichen Richtlinien ihr vor­
schreiben. Von der Rechtsprechung darf erwartet wer­
den, daß sie die darin zum Ausdruck kommende ge­
sellschaftliche und wirtschaftliche Neuordnung richtig 
würdigt. Wenn die Sicherung eines Produktionskredites 
andere Gläubiger — etwa Unterhaltsgläubiger — zu 
benachteiligen scheint, so darf das nicht dazu führen, 
die Rechtswirksamkeit der Sicherung in Frage zu stel­
len. Ohne die Produktion, die durch den Kredit ermög­
licht wird, kann auch für die anderen Gläubiger, z. B. 
für Unterhaltsgläubiger, nicht gesorgt werden.

in.
Mindestens ebenso wichtig wie die Frage der Pfän­

dung bäuerlicher Forderungen ist die Frage1 der Wir­
kung einer Pfändung des bäuerlichen Guthabens bei 
der Genossenschaft. Wie schon erwähnt, unterhält der 
Bauer bei seiner Genossenschaft eine bankmäßig lau­
fende Rechnung, die die Eigentümlichkeit hat, daß auf 
ihr auch Warenlieferungen der Genossenschaft an den 
Bauern als Sollposten auftauchen. Über die Pfändung 
von Kontokorrentguthaben enthält § 357 HGB Bestim­
mungen. Danach ist auch die Pfändung des künftigen 
Guthabens möglich. Die Wirkung einer solchen Pfän­
dung des künftigen Guthabens ist die, daß die Pfändung 
die bei Abschluß der nächsten Abrechnungsperiode sich 
ergebenden Guthaben ergreift; Pfändungen darüber 
hinaus sind unwirksam.

Ungeklärt ist nun aber, welche Wirkung die Pfän­
dung bis zum Ende der laufenden Abrechnungsperiode 
hat. Wer die Grundsätze des § 357 HGB unmittelbar 
oder entsprechend auf die Pfändung künftiger Gut­
haben anwenden will, wird sagen müssen, daß „nach 
Pfändung neu entstehende Schuldposten dem Gläu­
biger nicht in Rechnung zu stellen s i n d . . . .  Den Gläu­
biger berührt grundsätzlich spätere Minderung des Gut­
habens nicht; eine Erhöhung kommt ihm zugute“ 
(Baumbach, HGB, Anmerkung 2 zu § 357). Das
würde also praktisch eine vollständige Sperre für alle 
Lastschriften auf dem Kontokorrent bedeuten. Die bis­
her als herrschend bezeicbnete Meinung steht wohl auf 
dem entgegengesetzten Standpunkt. Hiernach hat der 
Pfändungspfandgläubiger nur dann Ansprüche, wenn 
sich bei der nächsten Abrechnungsperiode tatsächlich ein 
Guthaben ergibt. Wenn der Kontoinhaber im Einver­
ständnis mit der Bank über die Eingänge nach der 
Pfändung jeweils immer sofort wieder verfügt und des­
halb kein Guthaben entsteht, hat nach dieser Auf­
fassung der Gläubiger das Nachsehen.

Auch bei der Erörterung dieser Fragen wollen wir 
von der konkreten Gestaltung unseres Falles ausgehen. 
Dann kann aber die Genossenschaft nicht gehindert 
sein, die nach der Pfändung erfolgten Lieferungen an 
den Bauern der laufenden Rechnung mit Wirkung 
gegenüber dem Pfändungspfandgläubiger zu belasten. 
Der Bauer muß unter allen Umständen die Lieferungen 
erhalten, die er zur Fortführung des Betriebes und ins­
besondere zur Erzielung der Ernte braucht. Auch die 
Genossenschaft muß wegen solcher Lieferungen unter 
allen Umständen mit Vorrang befriedigt werden und
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